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E i n l a d u n g 
 

 
 

Sitzung Nr. 14/2014 
BürgA Nr. 1/2014 

 
 
 
An die Mitglieder  
des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten 
der Stadt Bornheim 

Bornheim, den 06.03.2014 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur nächsten Sitzung des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten der Stadt Bornheim 
lade ich Sie herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Dienstag, 18.03.2014, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt. 
Die Tagesordnung habe ich im Benehmen mit dem Bürgermeister wie folgt festgesetzt: 
 
TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
3 Einwohnerfragestunde  
4 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 84/2013 vom 

10.12.2013 
 

5 Anregung nach § 24 GO NRW vom 21.02.2014 betr. Fuß-/Radweg zum 
Sportplatz Hemmerich bauen, Verkehrsberuhigung Zweigrabenweg 
prüfen 

152/2014-9 

6 Anregung gem. § 24 GO vom 11.12.2013 betr. Änderung der Richtlinien 
der Stadt Bornheim zur Förderung der Kindertagespflege 

028/2014-4 

7 Anregung nach § 24 GO vom 08.01.2014 betr. Anordnung einer VZ-
Kombination aus VZ 306 StVO (Vorfahrtsstraße) und VZ 274-55 StVO 
(zul. Höchstgeschwindigkeit 50 km/h) auf der Bornheimer Straße in 
Richtung Uedorf an der Einmündung des aus Richtung Herseler Fried-
hof kommenden Wirtschaftsweges in Bornheim 

049/2014-9 

8 Anregung gem. § 24 GO vom 27.01.2014 betr. Sicherstellung des 
Grundsatzes der Öffentlichkeit von Sitzungen 

070/2014-1 

9 Anregung gem. § 24 GO NRW vom 12.02.2014 betr. Anordnung von 
Verkehrszeichen und einer Fahrbahnmarkierung eines Fußgänger-
überweges an der Königstraße 

114/2014-9 

10 Beschwerde nach § 24 GO NRW vom 23.02.2014 betr. Gestaltung ei-
nes einwohnerfreundlicheren Fragerechts gem. § 20 GeschO 

148/2014-1 

11 Anregung nach § 24 GO NRW vom 24.02.2014 betr. Verkehrssicherheit 
des kombinierten Rad- und Fußweges (Bachbegleitweg) zwischen Kö-
nigstraße und Fußkreuzweg in Bornheim 

146/2014-9 
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12 Anregung nach § 24 GO NRW vom 24.02.2014 betr. Änderung der 

Straßenreinigungssatzung im Bereich Heideweg 
158/2014-2 

13 Anregung nach § 24 GO NRW vom 25.02.2014 betr. Prüfung der An-
ordnung von VZ 274 in Verbindung von VZ 136 StVO auf der Adenau-
erallee bzw. in Gegenrichtung dem Fußkreuzweg in Bornheim 

147/2014-9 

14 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

 

15 Anfragen mündlich  
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Gezeichnet: Christian Koch beglaubigt:  

 (Vorsitzende/r)  (Verwaltungsfachwirtin) 
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Sitzung des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten der Stadt Bornheim am Dienstag, 
10.12.2013, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, Rathausstraße 2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 84/2013 

  Nicht-öffentliche Sitzung  BürgA Nr. 4/20143 
 
Anwesende 
Vorsitzender 
Koch, Christian FDP-Fraktion  

Mitglieder 
Hönig, Heinrich CDU-Fraktion  
Kleinekathöfer, Ute SPD-Fraktion  
Pacyna, Michael Dr. Bündnis90/Grüne  
Velten, Konrad CDU-Fraktion  

stv. Mitglieder 
Jaritz, Karin                                SPD-Fraktion 
Montenarh, Stefan CDU-Fraktion 

 

Müller, Josef UWG/Forum-Fraktion  

Verwaltungsvertreter 
Brühl, Gerhard  
Steinborn, Bernd  

Schriftführerin 
Altaner, Petra  

Nicht anwesend (entschuldigt) 
Feldenkirchen, Hans Gerd UWG/Forum-Fraktion  
Hanft, Wilfried SPD-Fraktion  
Odenthal, Kurt CDU-Fraktion  
 
 
T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 
 Öffentliche Sitzung 

 
 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
3 Einwohnerfragestunde  
4 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 57/2013 vom 

17.09.2013 
 

5 Anregung gem. § 24 GO vom 02.04.2013 (Eingang 12.11.2013) betr. 
Bebauungsplan Bo 19 in Bornheim 

619/2013-6 

6 Anregung gem. § 24 GO vom 30.09.2013 betr. Einsatz von Laubblä-
sern zur Straßenreinigung 

534/2013-6 

7 Anregung gem. § 24 GO vom 02.12.2013 betr. Lärmimmissionen des 
EKZ Merten 

636/2013-6 

8 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 
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9 Anfragen mündlich  
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

AV Koch eröffnet die Sitzung des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten der Stadt Born-
heim, stellt fest, dass ordnungsgemäß eingeladen worden ist und dass der Ausschuss für 
Bürgerangelegenheiten beschlussfähig ist. 
 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten erweitert die Tagesordnung um die Anregung 
„Lärmimmissionen des EKZ-Merten“ und beschließt den neuen Tagesordnungspunkt 
nach Tagesordnungspunkt 6 zu behandeln. 
 
Stimmenverhältnis: 
- Einstimmig - 
 
 
Durch diese Änderung der Tagesordnung werden die bisherigen  
 TOP 7 - 8  zu neuen TOP 8  - 9.  
 
 
Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:  
TOP 1 – 9. 
 
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
VA Altaner ist bereits zur Schriftführerin bestellt. 
 

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
Es wurde kein Ausschussmitglied verpflichtet. 
 

3 Einwohnerfragestunde  
Die Einwohnerfragestunde entfällt, da keine Fragen vorliegen. 
 

4 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 57/2013 
vom 17.09.2013 

 

Beschluss 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten erhebt gegen den Inhalt der Niederschrift über die 
Sitzung Nr. 57/2013 vom 17.09.2013 keine Einwände. 
 
- Einstimmig -  
 

5 Anregung gem. § 24 GO vom 02.04.2013 (Eingang 12.11.2013) 
betr. Bebauungsplan Bo 19 in Bornheim 

619/2013-6 

Die Beschwerdeführer erläutern ihre Anregung. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten empfiehlt dem Ausschuss für Verkehr, Planung 
und Liegenschaften wie folgt zu beschließen: 
 
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften nimmt die Anregung und die Aus-
führungen des Bürgermeisters zur Kenntnis und beauftragt den Bürgermeister, die Bepflan-
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zung auf Grund des rechtskräftigen Bebauungsplanes (textliche Festsetzungen Ziffer 6) zu 
überprüfen. 
 
- Einstimmig -  
 

6 Anregung gem. § 24 GO vom 30.09.2013 betr. Einsatz von Laub-
bläsern zur Straßenreinigung 

534/2013-6 

Der Beschwerdeführer erläutert seine Anregung. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten nimmt von den Ausführungen des Bürgermeisters 
Kenntnis und empfiehlt dem Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften wie folgt 
zu beschließen: 
 
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften nimmt von den Ausführungen des 
Bürgermeisters Kenntnis und begrüßt die Ankündigung des Bürgermeisters Nachkontrollen, 
ob die vertraglichen Vorgaben erfüllt werden, durchzuführen, insbesondere nach Hinweisen 
aus der Bürgerschaft. 
 
- Einstimmig -  
 

7 Anregung gem. § 24 GO vom 02.12.2013 betr. Lärmimmissionen 
des EKZ Merten 

636/2013-6 

Die Beschwerdeführer erläutern ihre Anregung. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten verweist die Anregung ohne Votum an den Aus-
schuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften, bittet den Bürgermeister, diese Anregung 
als ordentlichen Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung des Ausschusses für Verkehr, 
Planung und Liegenschaften am 22.01.2014 zu setzen und im Rahmen der Behandlung die-
ses Punktes nachfolgende Fragen/Punkte zu beantworten. 
 
1. Wo gibt es Abweichungen vom rechtskräftigen Bebauungsplan? (Problembe-

schreibung) 
2: Wie kann man diese lösen?  
3: Welche Punkte, die bereits benannt wurden, wurden gelöst? (Aufzeigen der Lö-

sungswege) 
4. Lärmschutz und Beleuchtungsproblematik (Lärm- und Lichtimmissionen) 
 

8 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorhe-
rigen Sitzungen 

 

Keine 
 

9 Anfragen mündlich  
Keine 
 
Ende der Sitzung: 19:25 Uhr 
 
 
 
 
gez. Christian Koch  gez. Petra Altaner 
Vorsitz  Schriftführung 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 18.03.2014 
Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 26.03.2014 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 049/2014-9 

    Stand 09.01.2014 
 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO vom 08.01.2014 betr. Anordnung einer VZ-
Kombination aus VZ 306 StVO (Vorfahrtsstraße) und VZ 274-55 StVO (zul. 
Höchstgeschwindigkeit 50 km/h) auf der Bornheimer Straße in Richtung 
Uedorf an der Einmündung des aus Richtung Herseler Friedhof kommenden 
Wirtschaftsweges in Bornheim 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten nimmt die Ausführungen des Bürgermeisters zur 
Kenntnis und stellt fest, dass der Antrag damit erledigt ist. 
 
Sachverhalt 
 
Zur beigefügten Anregung nach § 24 GO nimmt der Bürgermeister wie folgt Stellung: 
 
Auf die Vorlage-Nr. 388/2011-9 wird Bezug genommen. 
 
Eine erneute Überprüfung ergab, dass die in Rede stehende Verkehrszeichenkombination 
aus VZ 306 StVO (Vorfahrtsstraße) und VZ 274-55 StVO (50 Km/h) zwischenzeitlich in der 
Örtlichkeit tatsächlich nicht vorhanden war. 
 
Der Bürgermeister hat daraufhin unverzüglich veranlasst, die fehlenden Verkehrszeichen 
durch den Stadtbetrieb Bornheim aufstellen zu lassen. 
 
Ausweislich des beigefügten Fotos ist dies mittlerweile geschehen. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Anregung 
Aktuelles Foto der Örtlichkeit 
 
 

Ö  7
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 18.03.2014 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 070/2014-1 

    Stand 27.01.2014 
 
Betreff 
 

Anregung gem. § 24 GO vom 27.01.2014 betr. Sicherstellung des Grundsatzes 
der Öffentlichkeit von Sitzungen 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheit stellt fest, dass die in § 48 Abs. 2 und § 58 Abs. 2 
Gemeindeordnung NRW (GO NRW) geforderte Öffentlichkeit von Rats- und Ausschusssit-
zungen in der Stadt Bornheim gewährleistet ist und sieht daher den Antrag des Herrn Detlef 
Brenner vom 27.01.2014 als erledigt an. 
 
Sachverhalt 
 
Auf den beigefügten Antrag nach § 24 GO NRW des Herrn Detlef Brenner wird hingewiesen 
und Bezug genommen. 
 
Gemäß § 48 Abs. 2 / 58 Abs. 2 GO NRW sind Sitzungen des Rates und der Ausschüsse 
öffentlich, soweit nicht die Öffentlichkeit für Angelegenheiten bestimmter Art ausgeschlossen 
wird. 
 
Der Grundsatz der Öffentlichkeit von Rats- und Ausschusssitzungen beinhaltet für jeder-
mann das Recht, als Zuhörer an den Sitzungen teilzunehmen. Einer aktiven Teilnahme an 
den Beratungen steht allerdings der Grundsatz der repräsentativen Demokratie entgegen. 
Das durch die Sitzungsöffentlichkeit garantierte Teilnahmerecht ist daher auf das Zuhören 
beschränkt, eine aktive beratende oder entscheidende Teilnahme ist unzulässig. Letzteres 
ist grundsätzlich nur den Mitgliedern des jeweiligen Organs vorbehalten.  
 
Der Bürgermeister sieht den Grundsatz der Öffentlichkeit in allen Sitzungen des Rates und 
der Ausschüsse in der Stadt Bornheim als uneingeschränkt gewährleistet. Den Ausführun-
gen des Petenten ist Gegenteiliges nicht zu entnehmen. 
 
Darüber hinaus weist der Bürgermeister darauf hin, dass in Bornheim vielfältige Möglichkei-
ten für Bürgerinnen und Bürger bestehen, Ihre Auffassung oder Anregungen darzustellen, so 
etwa im eigens dafür eingerichteten Ausschuss für Bürgerangelegenheiten, in Bürgerver-
sammlungen und vieles mehr. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Anregung 
 
 

Ö  8
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 18.03.2014 
Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 26.03.2014 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 114/2014-9 

    Stand 17.02.2014 
 
Betreff 
 

Anregung gem. § 24 GO NRW vom 12.02.2014 betr. Anordnung von Verkehrs-
zeichen und einer Fahrbahnmarkierung eines Fußgängerüberweges an der 
Königstraße 

 
Beschlussentwurf für den Ausschuss für Bürgerangelegenheiten: 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten nimmt die Ausführungen des Bürgermeisters zur 
Kenntnis und empfiehlt dem Ausschuss für Verkehr-, Planung und Liegenschaften ebenfalls 
Kenntnis zu nehmen. 
 
Beschlussentwurf für den Ausschuss für Verkehr, Planungen und Liegenschaften: 
 
Der Ausschuss für Verkehr-, Planung und Liegenschaften nimmt die Ausführungen des Bür-
germeisters zur Kenntnis. 
 
Sachverhalt 
 
Zur beigefügter Anregung nimmt der Bürgermeister wie folgt Stellung: 
 
Die fraglichen Verkehrsverhältnisse wurden bereits in Zusammenhang mit einer Anregung 
des Seniorenbeirates in einem straßenverkehrsrechtlichen Anhörverfahren gem. § 45 StVO 
am 19.12.2013 überprüft. 
 
Die Teilnehmer des Anhörverfahrens kamen dabei übereinstimmend zum Ergebnis, dass 
durch die vorhandene bauliche Querungshilfe eine sichere Querung der Königstraße möglich 
ist. Zudem stehen in zumutbarer Entfernung an den Einmündungen Königstraße / Adenau-
erallee ampelgesicherte Querungsmöglichkeiten und am Kreisverkehrsplatz Königstraße / 
Siefenfeldchen ein Fußgängerüberweg zur Verfügung.   
 
Allerdings sollen nach erfolgter Bebauung der Freibadwiese die dann geänderten Verkehrs-
verhältnisse auf dem fraglichen Teilstück der Königstraße erneut hinsichtlich der Anlage ei-
nes Fußgängerüberweges überprüft werden. Diese Vorgehensweise bietet zudem die Mög-
lichkeit vor der Anlage eines „Zebrastreifens“ die Entwicklung der zukünftigen Verkehrsver-
hältnisse abzuwarten und zu gegebener Zeit bedarfsgerecht zu entscheiden.   
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Anregung 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 18.03.2014 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 148/2014-1 

    Stand 25.02.2014 
 
Betreff 
 

Beschwerde nach § 24 GO NRW vom 23.02.2014 betr. Gestaltung eines 
einwohnerfreundlicheren Fragerechts gem. § 20 GeschO 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheit stellt fest, dass die in § 48 Abs. 1 Satz 3 Gemeinde-
ordnung NRW eröffnete Möglichkeit, Fragestunden für Einwohner in die Tagesordnungen 
aufzunehmen, in der Stadt Bornheim umgesetzt wurde und sieht die diesbezügliche Anre-
gung von Herrn Detlef Brenner vom 23.02.2014 als erledigt an. 
 
Sachverhalt 
 
Gemäß § 48 Abs. 1 Satz 2 Gemeindeordnung NRW (GO NRW) können Fragestunden für 
Einwohner in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn Einzelheiten hierüber in der 
Geschäftsordnung geregelt sind.  
 
Voraussetzung für die Durchführung von Fragestunden sind also Regelungen in der Ge-
schäftsordnung des Rates. Es bleibt also dem Ermessen des Rates überlassen, Fragestun-
den im Rat und den Ausschüssen möglich zu machen. Eine gesetzliche Verpflichtung dazu 
gibt es nicht. Zuständig für den Erlass der Geschäftsordnung ist ausschließlich der Rat. 
 
Der Rat der Stadt Bornheim hat von dieser Möglichkeit durch die Regelungen in § 20 der 
Geschäftsordnung des Rates (GeschO) Gebrauch gemacht und damit Fragestunden für 
Einwohnerinnen und Einwohner in den jeweiligen Tagesordnungen regelmäßig  vorgesehen. 
Diese Regelungen entsprechen  im Wesentlichen denen der Mustergeschäftsordnung des 
Nordrhein-Westfälischen Städte- und Gemeindebundes, die dieser seinen Mitgliedern emp-
fiehlt.  
 
Der Landesgesetzgeber wollte mit der o.a. Vorschrift in der GO NRW den Einwohnerinnen 
und Einwohnern einer Stadt im Prinzip ein Fragerecht innerhalb von Sitzungen des Rates 
bzw. seiner Ausschüsse ermöglichen. Dieses Recht ist allerdings auf das Stellen von Fragen 
beschränkt, Diskussionen oder alleine das Kundtun von Meinungen ist von diesem Recht 
nicht erfasst. 
 
Der Bürgermeister sieht das in Bornheim durch den Rat eingeräumte Recht auf Durchfüh-
rung von Fragestunden als einen wichtigen Bestandteil demokratischer Willensbildung an, 
denn die in der Sitzung vorgetragenen Fragen der Einwohnerinnen und Einwohner sowie die 
dazu gegebenen Antworten können u.U. von dem jeweiligen Organ aufgenommen und in 
weitere Betrachtungen mit einbezogen werden. Die vom Rat erlassenen Regelungen für die 
Aufnahme und Durchführungen von Einwohnerfragestunden hält der Bürgermeister für an-
gemessen. Weitergehende Regelungen sind nicht angezeigt. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Anregung 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 18.03.2014 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 158/2014-2 

    Stand 27.02.2014 
 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO NRW vom 24.02.2014 betr. Änderung der 
Straßenreinigungssatzung im Bereich Heideweg 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten beauftragt den Bürgermeister, die Straßenreini-
gungssatzung auf der Grundlage der mit Schreiben vom 24.02.2014 formulierten Anregung 
zu prüfen und das Ergebnis der Prüfung dem Ausschuss mitzuteilen. 
 
Sachverhalt 
 
Der Bürgermeister hat keine Bedenken, die mit Schreiben vom 24.02.2014 formulierte Anre-
gung zur Änderung der Straßenreinigungssatzung zu prüfen. Nach erfolgter Prüfung wird 
dem Ausschuss für Bürgerangelegenheiten zum Ergebnis berichtet. Der Bürgermeister weist 
ergänzend darauf hin, dass die Änderung von Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Best-
immungen der Beschlussfassung des Rates bedürfen. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Anregung vom 24.02.2014 
 
 

Ö  12
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